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Betreff: Stellungnahme von spusu zum Entwurf einer Dienstequalitätsverordnung (DQV) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

spusu bedankt sich für die Möglichkeit, im Rahmen des Konsultationsverfahrens zum 

Verordnungsentwurf, mit dem eine Dienstequalitätsverordnung (DQV) erlassen werden soll, Stellung 

nehmen zu können und kommt dieser Einladung gerne nach. 

Seit nunmehr 10 Jahren und mehr als 700.000 SIM-Karten im Umlauf ist die Mobilfunkmarke spusu der 

Mass Response Service GmbH mit einfachem, menschlichem und fairem Mobilfunkangebot eine fixe 

Größe am österreichischen Markt. Regionale Wertschöpfung ist bei spusu fest verwurzelt: Als nachhaltig 

wachsender Mobilfunkanbieter schafft spusu stets neue und hochqualifizierte Arbeitsplätze, dabei wird 

keine Dienstleistung oder Entwicklungsarbeit ausgelagert, sondern alles selbst und in Österreich 

entwickelt – ein Alleinstellungsmerkmal unter den Mobilfunkanbietern am österreichischen Markt, 

genau wie die Eigentümerstruktur, die keine ausländischen Beteiligungen aufweist sondern sich gänzlich 

in österreichischer Hand befindet.   

Zentrale Punkte folgender Stellungnahme sind der Hinweis auf die Redundanz der §§ 4-11 DQV 

gegenüber dem RTR-Netztest, die hilfsweise Forderung nach einer Ausnahme für MVNOs für die 

Erhebungs- und Berichtspflichten gemäß § § 4 Abs 2, § 5 Abs 2, § 6 Abs 2 und § 7 Abs 2 iVm § 15 DQV 

sowie der Bedarf von Präzisierungen in den Erläuterungen zu § 7 Abs 1 und 8 Abs 2 DQV im Sinne der 

Erhebung von Parametern mit tatsächlicher Aussagekraft in Hinblick auf die Dienstequalität. 

 

1. Redundanz der §§ 4–11 DQV gegenüber dem RTR-Netztest 

 

Die mit den §§ 4–11 der DQV verfolgten Ziele werden bereits umfassend durch den etablierten RTR-

Netztest erreicht. Die dort erhobenen Qualitätsparameter (insbesondere zu Geschwindigkeit, Latenz 

spusu 

DC Tower 1, 45. Stock 

Donau-City-Straße 7  

1220 Wien 

Tel: 0670 670 1000  

Fax: 01 358 670 99 

office@spusu.at 

 

An die 

RTR-GmbH 

Mariahilfer Straße 77-79 

1060 Wien 

via Mail an konsultationen@rtr.at  

 

Wien, 27.01.2026 

mailto:konsultationen@rtr.at


 
 

spusu - eine Marke der Spusu Service GmbH, Donau-City-Straße 7, 1220 Wien, IBAN AT12 1200 0100 1426 0557 
 UID ATU53464601, FN 219470a, HG Wien Seite 2 von 3 

und Stabilität) ermöglichen eine realitätsnahe und vergleichbare Bewertung der Dienstequalität aus 

Endnutzerperspektive. Eine zusätzliche Verpflichtung der Diensteanbieter zur Erhebung derselben 

Parameter ist daher redundant und bringt keinen erkennbaren Mehrwert. Im Gegenteil können 

diese Parameter endgeräteseitig, wie im RTR-Netztest umgesetzt, sogar genauer und relevanter für 

den Endkunden festgestellt werden als durch netzseitige Messungen der Verpflichteten. Ein 

expliziter Verweis auf den RTR-Netztest in der Verordnung würde ausreichen, um die angestrebten 

Transparenz- und Qualitätsziele effizient und ohne weiteren bürokratischen Aufwand zu erfüllen. 

Eine solch redundante Erhebungs- und Berichtspflicht würde hingegen dem politisch angestrebten 

Bürokratieabbau diametral zuwiderlaufen. 

 

2. zu § 4 Abs 2, § 5 Abs 2, § 6 Abs 2 und § 7 Abs 2 DQV 

 

Die in den Erläuterungen zu § 4 Abs 2, § 5 Abs 2, § 6 Abs 2 und § 7 Abs 2 DQV genannte Darstellung 

der Parameter ist aufgrund der MVNOs zur Verfügung stehenden Datenlage technisch nicht möglich. 

Dennoch sind MVNOs, jedenfalls in der Ausprägung des Full-MVNO, vom Anwendungsbereich des § 

2 umfasst. Diese Erhebungs- und Berichtspflichten sind daher für MVNOs faktisch nicht erfüllbar und 

es muss dahingehend auf die Daten des jeweiligen Host-MNOs verwiesen werden. 

 

3. zu § 7 Abs 1 

Die Verpflichtung, die Frist zum erstmaligen Anschluss je Technologie oder Tarif des Verpflichteten 

zu ermitteln, ist – im Sinne einer Förderung des Qualitätswettbewerb, welchen sich die Verordnung 

als Ziel setzt – für den Bereich des Mobilfunks dahingehend zu präzisieren, sodass diese 

ausschließlich an objektiv durch den Verpflichteten beeinflussbare Vorgänge anknüpft.  

Für physische SIM-Karten kann dies lediglich der Zeitpunkt des Empfangs der SIM-Karte durch den 

Endkunden sein, nicht jedoch der Zeitpunkt des Beginns der tatsächlichen Nutzung, da diese im 

Ermessen des Endkunden liegt und damit dem Einflussbereich des Verpflichteten entzogen ist. Bei 

eSIMs kann in diesem Sinne nur der Zeitpunkt der Zurverfügungstellung an den Endkunden, nicht 

jedoch jener der tatsächlichen Aktivierung, als maßgeblich gelten.  

Ein Abstellen auf den „jeweiligen Beginn der Leistungserbringung“, somit an Handlungen des 

Endkunden, wie dies in den Erläuterungen zu § 7 Abs 1 der Fall ist, entspricht somit nicht Ziel und 

Zweck der Verordnung und verfälscht den Parameter zu Ungunsten des Verpflichteten. 

 

4. Zu § 8 Abs 2 DQV 

Die Verpflichtung, den Anteil der Rechnungen anzugeben, gegen die Beschwerde über die Richtigkeit 

erhoben wird, lässt keine Aussage über die Qualität der erbrachten Dienste zu, wenn – wie in den 

Erläuterungen ausgeführt – die „tatsächliche Richtigkeit der Rechnung für die Angabe gemäß § 8 

unerheblich“ ist. Damit würde der Parameter lediglich – zum Schaden des Verpflichteten – das 

Beschwerdeverhalten der Endkunden abbilden, nicht jedoch die Qualität oder Korrektheit der 

Leistungserbringung. Eine Aussage über die tatsächliche Qualität der Dienste ist somit ausschließlich 

anhand jener Rechnungen möglich, bei denen sich die Beschwerde als berechtigt erwiesen hat. Die 

Ausführungen in den Erläuterungen sind folglich unbedingt dahingehend zu abzuändern. 
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5. Zu § 12 und § 13 DQV 

Die in § 13 Abs 2 vorgesehene Übergangsfrist für Text in Echtzeit bzw. Gesamtgesprächsdienste für 

Notrufabfragestellen muss auch für die Verpflichteten gemäß § 12 und die Anbieter gemäß § 13 Abs 

1 gelten. Eine unterschiedliche Behandlung der Verpflichteten bzw. Anbieter gegenüber den 

Notrufabfragestellen ist sachlich nicht gerechtfertigt, da diese in gleicher Weise wie die 

Notrufabfragestellen von den technischen, organisatorischen und wirtschaftlichen 

Herausforderungen bei der Implementierung betroffen sind. Im Sinne einer Gleichbehandlung der 

Verpflichteten ist daher eine einheitliche Übergangsfrist vorzusehen. 

 

spusu ersucht um Berücksichtigung obenstehender Kommentare, Bedenken und Anregungen. 

 

Mit besten Grüßen 

 

 

Digl.-Ing. Franz Pichler 

Geschäftsführer / CEO 

 

 


